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Gefes - Sammlung 
für die : 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


ö — ä 


(No. 1083.) Verordnung „betreffend die polizeilichen Verhaͤltniſſe des Leinengewerbes in 


Schleſien und der Grafſchaft Glatz. Vom 2ten Juni 1827. 


Ale. . 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen ꝛc. ꝛc. 


Schon ſeit mehreren Jahren iſt das Beduͤrfniß anerkannt worden, die 
Leinwand⸗ und Schleierordnung für das ſouveraine Herzogthum Schleſien und 
die Grafſchaft Glatz vom böten April 1788. einer Reviſion zu unterwerfen, 
und dieſes Beduͤrfniß hat ſich in neuerer Zeit, nach den in der allgemeinen Ge⸗ 
werb⸗ und Steuergeſetzgebung eingetretenen Veränderungen, fo wie nach den 
Fortſchritten des Gebirgs-Handelſtandes in Bildung und eigener Thaͤtigkeit, 
bei welchen die fruͤhere beſondere Einwirkung der Landespolizei auf das Leinen⸗ 
Gewerbe nicht mehr in gleichem Grade noͤthig wird, noch deutlicher an den 
Tag gelegt. i | 3 
Hievon in Kenntniß geſetzt, haben Wir den Gegenſtand, nach feiner 

Wichtigkeit für Unſere getreue Provinz Schleſien, unter mehrmaliger Zuziehung 
der ſachkundigſten Leinen-Kaufleute des Gebirges, in ſorgfaͤltige Erwaͤgung 
nehmen laſſen. . 8 5 
; Wir haben dadurch die Ueberzeugung erlangt, daß die gegenwärtigen 
allgemeinen Verhaͤltniſſe des Leinen-Manufaktur⸗ und Handelsgewerbes ander⸗ 
weite geſetzliche Anordnungen fuͤr daſſelbe auch in Schleſien erforderlich machen. 


Indem Wir daher die vorgedachte Leinwand- und Schleierordnung, nebſt 


N 


allen in Beziehung auf dieſelbe ergangenen ſpaͤteren Beſtimmungen, hierdurch 


aufheben, verordnen Wir, nach angehoͤrtem Gutachten Unſerer getreuen Staͤnde, 
für Unſere Provinz Schlefien, mit Ausnahme des dazu geſchlagenen oberlauſitzi⸗ 
ſchen Gebiets, wie folgt: : : 
$. 1. In Anſehung des Flachshandels im Großen ſoll es überall bei 
den oͤrtlichen Gewohnheiten ſein Bewenden behalten. 5 
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(Ausgegeben zu Berlin den 15ten September 1837.) 


Flachshandel. 


Garnmaaß. 
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$. 2. Auch beim Verkaufe nach Kloben, es ſey auf oͤffentlichen Maͤrk⸗ 
ten, oder außer denſelben, ſoll das Gewicht der Kloben, wie bisher, unbeſtimmt 
bleiben; da es ſich von ſelbſt verſteht, daß der Verkaͤufer dem Kaͤufer fuͤr das 
ihm angegebene Gewicht haften muß. 8 

Die Kloben muͤſſen jedoch fo gebunden ſeyn, daß die innere Beſchaffen⸗ 
heit des Flachſes leicht unterſucht werden kann. n 

H. 3. Zum allgemeinen Garnmaaße ſoll auch ferner, bis auf weitere 

Beſtimmung, in Gemaͤßheit der Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 16ten 
Mai 1816. H. 21., eine Weife (Haspel) dienen, welche 349900 ) preußiſchen 
Ellen im Umfange hat, und alſo mit der bisher uͤblichen langen Weife genau 
uͤbereinkommt. : Se 

Zwanzig Faden dieſer Länge bilden ein Gebind, zwanzig Gebind eine 
Zaspel, ſechszig Gebinde oder drei Zaspeln eine Straͤhne, vier Straͤhnen ein 
Stuͤck, und ſechszig Stuͤcke ein Schock. = 

§. 4. Eben fo fol es in Anſehung des Maſchinengeſpinnſtes bei der 


den Garnfabrikanten in den: vorgedachten H. der Maaß⸗ und Gewichtsordnung 


Haspel oder 
Weifen. 


Garnhandel. 


vorlaͤufig zugeſtandenen Freiheit noch ferner verbleiben. 
. H. 35. Wer Handgarn zum Verkaufe ſpinnt, oder dazu durch ſeine Haus⸗ 
genoſſen ſpinnen laͤßt, darf ſich keiner andern, als geeichter Weifen bedienen, 
noch uͤberhaupt andere als dieſe, beſitzen, noch in feiner Behauſung dulden; 
bei Strafe von Einem Thaler für jede ungeeichte Weife, die bei ihm ange⸗ 
troffen wuͤrde. = 
Ungeeichte, wenn gleich richtige Weifen folcher Perſonen muͤſſen nach⸗ 
traͤglich geſtempelt, unrichtige aber verbrannt werden. 
§. 6. Eine Straͤhne Handgeſpinnſt, die auf öffentlichen Märkten feil⸗ 
geboten oder verkauft wird, und in der geſetzlichen Weiflaͤnge, Faͤden⸗ oder 
Gebindezahl Unrichtigkeiten enthaͤlt, muß konfiszirt werden. 

Hierbei macht es keinen Unterſchied, in welcher Hand dergleichen unrich⸗ 
tiges Garn vorgefunden wird; es ſey des Spinners, des Spinnherrn oder 
eines Garnhaͤndlers, das iſt eines Solchen, der es zum Wiederverkauf an ſich 
gebracht hat. Ren, 

$. 7. Garnhändlern, die wegen Unrichtigkeit ihres Garns in Weife⸗ 
oder Gebindezahl, ſchon zweimal mit Konfiskation der betroffenen Waare beſtraft 
worden ſind, ſoll, wenn ſie ſich zum drittenmal einer ſolchen Kontravention 
ſchuldig machen, der Betrieb des Gewerbes unterſagt werden. 
| §. 8. Wer Handgarn auf öffentlichem Markte feilſtellt, muß das Kett⸗ 
und das Schußgarn, jedes beſonders, in Buͤndeln auslegen, die mit einem 
3 eine 


*) oder beinahe 3 preußiſche Ellen „Viertel, 1 Achtel, und 12 Sechszehntel. 


V 


einzigen Bande in der Mitte ge, und mit des Verkaͤufers Namen 
bezeichnet ſind. 


Außerdem muß jedes Bündel nur Garn von gleicher Feinheit und Staͤrke 


enthalten, und durch Ueberſchrift, als zur Werfte (Rette) oder zum Schuß (Ein⸗ 
ſchlag) beſtimmt, bezeichnet ſeyn. 8 
Handgarn, welches nicht in dieſer Art fuͤr den Marktoerkehr zugerichtet iſt, 


deſſen Feilbietung und Verkauf dürfen die Marktpolizei-Behoͤrden nicht geſtatten. 


§.9. Maſchinengarn, wenn deſſen Weiflaͤnge und Eintheilung von der 
H. 3. angeordneten abweicht, darf nur mit einem daran gehefteten Zettel, worauf 
die Ellenzahl, welche der Verkaͤufer vertreten will, mit ſeiner Namensunterſchrift 


angegeben iſt, verkauft oder auf oͤffentlichen Maͤrkten feilgeboten werden, bei 


Strafe von Einem Thaler fuͤr jeden Uebertretungsfall. 
Empfaͤngt der Käufer dennoch weniger, als die angegebene Ellenzahl; fo 


iſt der Verkaͤufer ſchuldig, ihm den Schaden zu erſetzen, und verfaͤllt außerdem 


in eine Geldſtrafe, welche dem achtfachen Werthe des ee Garns 
gleich iſt. 

§. 10. Auf jedem Weberblatte foll die Breite, die Gangzahl und die Art 
des Gewebes, wozu das Blatt beſtimmt iſt, deutlich bezeichnet ſeyn. 

Die Bezeichnung ſoll gemaͤß den Vorſchriften geſchehen, welche die Regie⸗ 
rungen der Provinz, nach Maaßgabe des Beduͤrfniſſes der Manufaktur und des 
Handels, jetzt oder kuͤnftig ertheilen werden. 

Ausgenommen hiervon bleiben fuͤr jetzt lediglich diejenigen Blaͤtter, welche 
zu Haus⸗, Sack⸗, Pack- und Schetterleinwand, desgleichen zu Geweben, die 
durch Tritt oder Zug gemuſtert werden, oder zu ſolchen, die Wolle, Seide oder 


Baumwolle in Kette oder Einſchlag enthalten, dienen ſollen; ſo wie diejenigen, 


welche Fabrikherren oder Verleger zum Gebrauch ihrer Lohn- oder en 
anfertigen laſſen. 

§. 11. Kein Blattbinder darf ein neues Weberblatt, oder ein in Breite 
oder Rietzahl geaͤndertes, wenn es nicht zu den im vorſtehenden $. ausgenommenen 
gehoͤrt, aus der Hand geben, ohne die ebendaſelbſt gedachten Bezeichnungen, 


und außerdem ſeinen Namenszug, deutlich eingebrannt, auch zugleich etwanige 


Weberblaͤtter. 


aͤltere, unpaſſend gewordene Bezeichnungen ausgeloͤſcht zu haben; bei Strafe von 


Einem Thaler für jeden Uebertretungsfall. 

FH. 12. Iſt die Bezeichnung, womit der Blattbinder ein Blatt verabfolgt, 
blos unvollſtaͤndig geſchehen; fo. muß derſelbe den Fehler unentgeldlich verbeſſern, 
und hat Einen halben Thaler Strafe verwirkt. Enthaͤlt ſie aber ſogar 
eine falſche Angabe; ſo muß er den Werth des Blatts als Strafe erlegen. 

F. 13. Die Eichungsaͤmter ſollen den Blattbindern die Stempel, deren 
fie zum Einbrennen der Bezeichnungen ($$. 10. und 14.) bedürfen, gegen 

R 2 Er⸗ 


Weberei. 
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Erſtattung der Koſten, liefern, und fie von abgehenden Blattbindern wieder 
einziehen. > 

Die örtliche Polizei iſt verpflichtet, für die Zurücklieferung derſelben zu 
ſorgen, wenn ein Blattbinder ſtirbt, oder ſein Gewerbe aufgiebt. 5 

$. 14. In allen Weberblättern ohne Ausnahme, fie mögen nach SS. 10. 
und 11. bezeichnet werden ſollen oder nicht, muͤſſen dennoch die Riete in durch⸗ 
aus gleicher Entfernung von einander ſtehen. Sn 

Blattbinder, welche neue Blätter verkaufen, oder ausgebeſſerte verabfolgen, 
in denen der Rietſtand ungleich iſt, ſollen dieſelben unentgeldlich umarbeiten 
und außerdem den Werth des Blattes als Strafe erlegen. ; e 

$. 15. Iſt ein Blattbinder dreimal in die SS, 11. 12. oder 14. ange⸗ 
drohten Strafen verfallen; ſo ſoll ihm, wenn er zum vierten Male fehlerhaft 
verfertigte oder bezeichnete Blätter in den Gebrauch der Weber bringt, der Be⸗ 
trieb feines Gewerbes nicht weiter geſtattet, und es ſollen ihm dann die Stem⸗ 
pel abgenommen werden. i 8 

F. 16. Wer zur Ausübung des Blattbinder-Gewerbes nicht befugt iſt, 

(das heißt, wem uͤberhaupt keine Stempel anvertraut geweſen, oder wem ſie 
wegen Mißbrauchs nach $. 15. abgenommen worden) dennoch aber ein geſtem⸗ 
peltes Blatt in Breite oder Rietzahl aͤndert, oder ein Blattbinderzeichen nach⸗ 


macht, oder verfaͤlſcht, ſo wie ein Jeder, der den gleichfoͤrmigen Rietſtand eines 


Blattes abaͤndert, hat, inſofern dabei ein bloßes Verſehen aus fahrlaͤſſigem 


Gewerbsbetriebe zum Grunde liegt, eine Strafe von Zehn Thalern ver⸗ 


wirkt; wo aber Verdacht eines abſichtlichen Betruges aus Einverſtaͤndniß mit 
dem Beſteller entſtehet, muͤſſen die Polizei-Behoͤrden den Fall weiter verfolgen, 
und ihn dem Befinden nach zur Kriminal-Unterſuchung und Beſtrafung nach 


dem Allgemeinen Landrechte Theil II. Titel 20. $. 1441. bringen. 


H. 17. Weber, welche andere Leinenwaaren, als: Haus⸗, Sack⸗, Pack⸗ 
und Schetter-Leinwand, gemuſterte, oder mit Wolle, Seide oder Baumwolle 
gemiſchte Gewebe (H. 10.) verfertigen, duͤrfen ſich dabei nur ſolcher Blätter 
bedienen, welche mit dem Blattbinderſtempel (§§. 10. und 11.) vollfiändig ver⸗ 
ſehen ſind. 5 Fa 

Ungeſtempelte, oder unvollſtaͤndig geſtempelte Blätter werden konfiszirt; 
und find fie zugleich unrichtig, fo ſollen fie dem Verkehr entzogen, und, daher 
verbrannt werden. i er 

In beiden Fällen muͤſſen die Behörden zugleich auf Anzeige des Verfer⸗ 
5 dringen, um auch dieſen nach der gegenwärtigen Verordnung zur Strafe 
zu ziehen. N i a 5 
$. 18. Blätter; welche Fabrikherren oder Verlegern gehören, und die 
alſo, nach H. 10., der Stempelung nicht nothwendig beduͤrfen, muͤſſen gleichwohl 

5 mit 


a en 


mit dem eingebrannten Namen des Beſitzers verſehen ſeyn; im entgegengeſetzten 
Falle ſind auch ſie den im vorſtehenden H. beſtimmten Strafen unterworfen. 


§. 19. Den Webern, welche nach $. 17. zur Führung geſtempelter 


: Blätter ı verpflichtet find, wird durchaus verboten, an den Saal= Enden Riete leer 


gehen zu laſſen; das iſt, weniger Kettfaͤden auszuſpannen, als das eingelegte 
Riet und die Gattung des zu fertigenden Gewebes erfordern. 


Wo ein ſolcher Betrug auch nur im geringſten Grade angetroffen wird, 


da ſoll die Kette dicht hinter dem vollendeten Theile des Gewebes abgeſchnitten, 
und das Stuck dadurch untauglich gemacht werden, in den Großhandel zu 
gelangen. 

H. 20. Zur Erleichterung des Ueberganges gewiſſer fuͤr den Großhandel 
beſtimmten Leinenfabrikate aus der Hand des Webers an den Kaufmann, und 
um dieſen zu deſto zuverläſſigerer Bedienung der auswaͤrtigen Kaͤufer in 
den Stand zu ſetzen, ſoll in dem Schleſiſch-Glatziſchen Leinenmanufactur⸗ 
Bezirke, das iſt, in den landraͤthlichen Kreiſen: Habelſchwerdt, Glatz, Schweid⸗ 
nitz, „Waldenburg, Landshut, Bolkenhain, Schoͤnau, Hirſchberg, Loͤwenberg 
und im altſchleſiſchen Theile des Kreiſes Lauban die bisherige öffentliche Bes 
ſichtigung oder Schau noch ferner beftehen. 

H. 21. Der Gegenſtand der Schau iſt, zu unterſuchen: ob die Fabrikate 
durchgaͤngig gleichartig und unverletzt find? und daß das einzelne Stuͤck in dieſen 


Beziehungen tadellos, auch von welcher Laͤnge und Breite es ſey, durch Auf⸗ 
drucken. eines Stempels zu beglaubigen. N 
§. 22. Es ſollen auch kuͤnftig, wie bisher, nur folgende Leiuenfabrikate 


als diejenigen, welche vorzuͤglich Gegenſtaͤnde des auswaͤrtigen e ſind, 


zur Schau angenommen werden, oder ſchaubar ſeyn, namlich: 


1) fünf- und ſechsviertelige Schleier und Leinwand, deren Breite 17865 und 
170800 Ellen beträgt ); 
2) ſechs- ein halb viertelige und ſieben viertelige En und Schock⸗ ä 


breit 1106 bo und 170050 Ellen ) 
6197 


3) ſieben- ein halb viertelige und acht wage Stucke en breit 110505 


und 1100 50 8 9.35 
i 4) ſechs 
) Oder beinahe 1 Elle, 1 Sechszehntel und 
1 Elle, 1 Viertel 1 Sechszehntel. 
— Oder beinahe 1 Elle, 1 Viertel, 1 Achtel, J Sechszehntel und 
1 Elle, 2 Viertel, 10 Sechszehntel. ö 


a ) Oder Bundle 1 Elle, 2 Viertel, 143 Sechszehntel und 


1 Elle, 2 Viertel, 1 Achtel, 12. Sechszehntel. 
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Schau. 


4) ſechs⸗ ein halb viertelige und ſiebenviertelige Weben und achtviertelige Schock⸗ 
und Stuͤck⸗Leinwand von 170005 170500 und 170090 Ellen Breite). 
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$. 23. Die Schau foll auch fernerhin durch Stempelmeiſter und Schau⸗ 


aͤmter verwaltet werden. 


Die Stempelmeiſter ſind beſtimmt, die ſchaubaren Fabrikate der Weber 
(H. 22.) in ihrem rohen Zuftande zu unterſuchen, und wenn ſie nach H. 21. 
tüchtig befunden worden, zu ſtempeln. ö 
Die Pflichten und Geſchaͤfte der Schauamter enthält der unten fol⸗ 
gende H. 48. : SEE 


$. 24. Jeder Weberort muß an einen beflimmten Stempelmeiſter ge⸗ 
wieſen, und jeder Stempelmeiſter einem gewiſſen Schauamte untergeordnet werden. 


$. 25. Da das Schau ⸗Inſtitut zugleich den Webern zum Vortheil 
gereicht, inſofern es ihnen den Abfatz ihrer Fabrikate erleichtert, ohne ihnen 
Koſten zu verurſachen; ſo iſt zu erwarten, daß ſie ihre ſchaubaren Fabrikate 
auch ferner von ſelbſt zur Unterſuchung einliefern werden. 


Wer indeſſen für feine Fabrikate der Schau entbehren zu koͤnnen glaubt, 


dem ſoll hierin kein Zwang aufgelegt ſeyn. 


. 26. Gleichergeſtalt, wenn einige oder mehrere Leinen⸗Groß-Handlun⸗ 
gen es vortheilhafter finden moͤchten, ſich mit denjenigen Webern, mit welchen 
ſie ohnehin ſchon durch gewoͤhnliche Abnahme ihrer Fabrikate in Verbindung 
ſind, oder mit einer gewiſſen Anzahl derſelben, durch freien Vertrag dahin zu 
vereinigen, daß ſie gegenſeitig der oͤffentlichen Schau entſagen, die Privatbe⸗ 
glaubigung an deren Stelle ſetzen, und etwanige Streitigkeiten durch ſchiedsrich⸗ 


terlichen Ausſpruch beſeitigen wollen, ſoll dies denſelben nicht nur, jedoch unter 


der Verpflichtung, der vorgeſetzten Regierung davon Anzeige zu machen, geſtattet 


ſeyn, ſondern ihnen zugleich zur Vermittelung ſolcher Verträge, auf ihr An⸗ 


ſuchen, aller zulaͤſſige Beiſtand von der Regierung geleiftet werden. 
$. 27. Den Stempelmeiſtern ſoll als Lohn fuͤr ihre Muͤhwaltung das 
Stempelgeld zu Theil werden; und zwar fuͤr jetzt nach den bisher uͤblichen 
Saͤtzen, naͤmlich: i : 5 
1) Sechs Pfennige fuͤr ein Stuͤck fünf- und ſechsviertelige Leinwand oder 
Schleier (H. 22. No, 1.); a 5 


8 a Y Acht 
*) Oder beinahe 1 Elle, 1 Viertel, 1 Achtel, zr Sechszehntel, 
1 Elle, 2 Viertel, y Sechszehntel und ‚3 1800 


1 Elle, 2 Viertel, 4 Achtel, 10, Sechszehntel. 
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2) Acht Pf ennige fur ein Stuck ſechs⸗ ein halboiertelige oder ſiebenviertelige 
Schock⸗Leinwand und für ein Stuck ſechs⸗ ein halb = — fieben= — ſieben 
ein halb⸗ oder achtviertelige Schleier (§. 22. No. 2. und 3.0; 


3) Ein Silbergroſchen für eine ſechs⸗, ein halb⸗ oder ſiebenviertelige 
Webe, oder ein Stuͤck acptniertelige Schock⸗ und Srüd-Leinwand (S: 22. 
No. 4. ). 


§. 28. Dieſes Stempelgeld muß bi Weber, wie e8 in älterer Zeit 
eingeführt war, und feit dem Jahre 1824, wieder hergeſtellt iſt, gleich bei Vor⸗ 
legung des Stuͤcks, unmittelbar an den Stempelmeiſter bezahlen; er ſoll daſſelbe 
aber von den Großhaͤndlern beim Verkaufe der Waare zuruͤckempfangen, und 
zwar uͤber den bedungenen Kaufpreis. i 


Großhaͤndler, welche ſich der Wiedererſtattung unter irgend einem Vor⸗ 
wande weigern ſollten, haben fuͤr jeden einzelnen Fall eine eng von Zehn 
Thalern verwirkt. n 


§. 29. Wenn ein Weber ſi 0 an einen Stempelmeiſter wendet, welchem 
ſein Wohnort zugewieſen iſt (F. 24), und wenn er das Stempelgeld (FH. 27. 28.) 
im Voraus erlegt; ſo ſoll ſein Fabrikat, inſofern es uͤberhaupt zu den ſchau⸗ 
baren (H. 22.) gehört, ohne Widerrede zur Beſichtigung angenommen werden. 


8 $. 30. Den Stempelmeiſtern iſt unterſagt, van den Webern ein Meh⸗ 
reres, als das Stempelgeld (H. 27.) betraͤgt, unter welchem Vorwande es ſey, 
zu fordern oder anzunehmen; bei Strafe, ihres Amts ſofort entlaſſen, auch zu 
ſolchem fuͤr die Zukunft unfaͤhig erklaͤrt zu werden. 

§. 31. Wird die Waare bei der Durchmeſſung und Beſichtigung nach 
Vorſchrift des H. 21. für tuͤchtig anerkannt; fo bezeugt der Stempelmeiſter 
dieſes durch Aufdrucken des ihm anvertrauten Stempels. 


Im entgegengeſetzten Falle wird das Stuͤck ohne Bezeichnung zuruͤck⸗ 
gegeben. 
Dier Stempel muß, wie — — unterſcheidend angeben, welcher Stem⸗ 
pelmeiſter ihn führt. : 

§. 32. Stempelmeiſter, welche Waaren zur Schau er die nicht 
zu den ſchaubaren (H. 22.) gehören; oder, welche untuͤchtige Waaren mit dem 
Schauſtempel belegen; oder, welche die Laͤnge oder Breite unrichtig bezeichnen: 
muͤſſen ſofort, bei der erſten Kontravention, von ihrem Amte entfernt, und 
niemals wieder als Stempelmeiſter angeſtellt werden. 


H. 33; Wenn ein Stempelmeiſter die Annahme eines Waarenſtücks zur 
Schau, oder die Stempelung nach N verſagt, weil er das Stuͤck ent⸗ 
weder 


weder nicht für ſchaubar Hält, oder für untuͤchtig erkennt; fo kann der Weber 


fordern, daß er ihm die Zuruͤckweiſung genugend beſcheinige, um die weitere 


Entſcheidung bei dem vorgeſetzten Schauamte (F. 24.) nachzuſuchen. 


SER Den Stempelmeiſtern wird zwar, wie bisher, geſtattet, auch ihre 


eignen, ſo wie die Fabrikate ihrer Verwandten und Schwaͤger im erſten oder 


zweiten Grade, ſelbſt zu ſchauen und zu ſtempeln; ſie muͤſſen aber auf ſolche 


Waaren ihren Namen neben dem Stempel deutlich aufſchreiben. 


Wer ſich hierbei Unredlichkeiten zu Schulden kommen laͤßt, ſoll nicht nur 
ſogleich bei dem erſten Kontraventionsfalle feines Dienſtes auf immer entſetzt, 
ſondern auch, nach dem Maaße der Verſchuldung, mit polizeilicher Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe bis auf vier Wochen belegt werden. 


$. 35. Die Stempelmeiſter muͤſſen die ihnen anvertrauten Stempel 
forgfältig aufbewahren, und fie durchaus nicht in die Haͤnde unbefugter Per⸗ 
ſonen gelangen laſſen; bei gleichmaͤßiger Strafe unverzuͤglicher Dienſtentſetzung. 
§. 36. Wer fur einen unbefugten Beſteller Stempel ſchneidet, ſticht oder 


gießt, in ſofern hierbei ein bloßes Verſehen aus Nachlaͤſſigkeit zum Grunde liegt, 
hat eine Strafe von Zehn Thalern verwirkt; wer aber die Anfertigung, im 


Einverſtaͤndniß mit dem Beſteller, zu betruͤgeriſchen Zwecken, oder zu ſeinem 


eigenen Gebrauch, unternommen hat; desgleichen, wer einen Stempelabdruck 
durch Nachahmung oder ſonſt verfaͤlſcht: ſoll zur Kriminal⸗Unterſuchung ges 
zogen werden. f EN ker 

$. 37. Die Stempelmeiſter follen nur auf Kuͤndigung angeſtellt werden, 
damit ihre Entlaſſung ohne Weitlaͤuftigkeit erfolgen koͤnne, wenn ſie ihren Ob⸗ 
liegenheiten zu genuͤgen nicht geſchickt befunden würden, oder ſie vernachläffigen, 


oder auch in Anſehung des Schauweſens überhaupt andere Einrichtungen nöthig 


Verkehr 
zwiſchen den 
Webern und 
den Kauf⸗ 
leuten. 


erachtet werden ſollten. i 


$. 38. Auf den Leinwandmaͤrkten duͤrfen nur ſolche Gewebe feilgeboten 
werden, welche auf die halbe Breite gebrochen, in Buchform blaͤtterweiſe zuſam⸗ 
mengelegt und mit drei Heften verſchloſſen ſind, die vom Ruͤcken⸗ und Saal⸗ 
Ende mindeſtens vier Zoll abſtehen, und durch Aufziehen der Schleifen leicht 
geöffnet werden koͤnnen; bei Strafe von Einem halben Thaler für jede 
Uebertretung. = 


$. 39. Wer rohe Gewebe verkauft, fie mögen geſchaut ſeyn oder nicht, 

oder auch uberhaupt nicht zu den ſchaubaren gehören, muß dennoch nicht nur 
die angegebene Länge und Breite derſelben, ſondern auch die gleichmäßige 
Feinheit des Garns, und den gleichen Stand der Faͤden in Kette und Schuß, 
7 ; a \ ſo 
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fo wie, daß das Gewebe ohne Scheuerritzen und andere Loͤcher ſey, ver⸗ 
treten; es ſey denn, daß er ſelbſt das Waarenſtuck beim Feilbieten als fehler: 
haft bezeichnet hätte, N 5 

Daß dieſes geſchehen ſey, ſoll angenommen werden, wenn bei der Feil⸗ 


bietung aus dem nach F. 38. zuſammengelegten Gewebe, ein Zipfel an beiden 


Enden, wenigſtens zwölf Zoll lang, herausgehangen hat, und wenn zugleich 
auf dieſen Zipfeln, und zwar bei geſchauten Stuͤcken neben den Schauſtempeln, 
ein F. (fehlerhaft) mit Tinte deutlich geſchrieben, vorgefunden wird. 


§. 40. Derjenige Leinwand = oder Schleierkaͤufer, welcher auf ihm ange⸗ 
tragene Waare, wider den Willen des Beſitzers, fein von dieſem zuruͤckgewieſenes 
Gebot ſchreibt, oder fonft irgend ein Zeichen darauf ſetzt, verfällt für jeden 
einzelnen Fall in eine Strafe von Zehn Thalern. 


5 $. 41. Leinwandkaͤufer, welche wegen geſetzwidriger Bezeichnung der 
ihnen zum Kauf angetragenen Waare dreimal beſtraft worden ſind, ſollen ein 
Jahr lang von allen Maͤrkten vom Ankaufe roher Waaren ausgeſchloſſen 
werden. i 


§. 42. Wenn ein Bleicher ſchadhafte Gewebe zum Bleichen empfaͤngt, 
ſo kann er ſie binnen vierzehn Tagen dem Eigenthuͤmer zuruͤckgeben. 


Nach Ablauf dieſer Friſt ſoll angenommen werden, daß der Schaden 
durch ſeine Schuld entſtanden ſey, und er iſt alsdann zur Vertretung ver⸗ 


pflichtet. 


$. 43. Unſern Regierungen zu Breslau und Liegnitz uͤberlaſſen Wir, 
in ihren Bezirken, und wo dieſe ſich beruͤhren, den Umſtaͤnden nach, unter ge⸗ 
meinſchaftlichem Einverſtaͤndniſſe, die Orte zu beſtimmen, wo Stempelmeiſter, 
und in welcher Anzahl angeſtellt, ſo wie diejenigen Weberorte, welche jedem 
Stempelmeiſter zugewieſen werden ſollen (H. 24.) 


§. 44. Den Kreislandraͤthen liegt ob, die Stempelmeiſter zu waͤhlen, 


Bleichſcha⸗ 
den. 


Ausfuͤhrung 
der vorſtehen⸗ 


den Beſtim⸗ 


mung. 


‚fie zu ihren Dienſtgeſchaͤften anzuweiſen, zu pereidigen, und in Aufficht zu 


| halten. 


Eben denfelben fteht auch die Kündigung und Entlaſſung, den Entlaſſenen 
jedoch der Rekurs an die vorgeſetzte Regierung zu. 


H. 45. Die zur Zeit vorhandenen Schau- und Stempel⸗Utenſilien find 


und bleiben Inventarienſtuͤcke. Die Stempelmeiſter find ſchuldig, dieſelben aus 


eigenen Mitteln in dienſttauglichem Stande zu erhalten. Was davon unbrauch⸗ 
bar wird, muß, auf Anordnung des Landraths, neu angeſchafft, und die Aus⸗ 
Jahrgang 1827. (ad No. 15, — 1083 — 1084.) S gabe 


Te 


gabe von dem Stempelmeifter erſetzt werden. Sollten neue Stellen, außer den 


ſchon vorhandenen, errichtet werden; ſo muͤſſen die dazu beſtimmten Stempel⸗ 
meiſter die Koſten für die Utenfilien tragen, wogegen fie oder ihre 1 ſich 
daruͤber mit 98 Nachfolgern vergleichen koͤnnen. 


$. 46. Die zur Zeit beſtehenden ſtaͤdtiſchen Schauaͤmter ſollen beibe- 
halten, und den Umſtaͤnden nach, ſo weit die Regierungen es Be noͤthig er⸗ 
achten, vermehrt werden. 


§. 47. Jedes Schauamt ſoll aus einem fachkundigen Mitgliede der 
Ortspolizeibehoͤrde, als Dirigenten, und aus zwei bis vier ſachverſtaͤndigen 
Schaumeiſtern aus dem Weberſtande beſtehen. 

Der Dirigent wird von der Regierung beſtellt, die Schaumeiſter ſind 
von den Landraͤthen anzuſetzen. (H. 44.) 

Der Dirigent verwaltet ſein Amt unentgeldlich; die Schaumeiſter zu⸗ 
ſammengenommen beziehen, in vorkommenden Faͤllen, das doppelte Schaugeld 
der Stempelmeiſter. 


F. 48. Die Beſtimmung der Schauaͤnter iſt: 

a) Streitigkeiten zwiſchen den Kaufleuten und Webern uͤber ge⸗ und verkaufte 
Leinenfabrikate, oder zwiſchen jenen oder dieſen mit den Stempelmeiſtern, 
welche auf die Geſchaͤftsfuͤhrung derſelben Bezug haben, ſchiedsrichterlich 
zu entſcheiden. 


b) Kontraventionen gegen dieſe Verordnung, in ſoweit ſolche die Schau 


betreffen, auf Anzeige eines Betheiligten, oder auf Anordnung der vor⸗ 


geſetzten Behoͤrde, ſchnell und genau zu unterſuchen; wobei ſie die in An⸗ 
ſpruch genommenen Gewebe einer * aufmerkſamen e zu 
unterwerfen haben. 


In beiden Faͤllen hat derjenige Theil, wider welchen entſchieden wird, 
die Koſten zu tragen. 


$. 49. Die Schaumeiſter in den größern Städten folfen 11 den 
Magiſtraten untergeordnet ſeyn; in den kleinern Staͤdten hingegen, und, wo 
es etwa der Fall waͤre, in den Doͤrfern, ſind die Regierungen ermächtigt, nach 
Maaßgabe der örtlichen Verhaͤltniſſe, die Behoͤrde zu beſtimmen, 3 den 
Schauaͤmtern zunaͤchſt vorgeſetzt ſeyn ſoll. 
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H. 50. Sämmtliche Schaubeamte, fowohl die Stempelmeiſter, als die 
fachverftändigen Mitglieder der Schauaͤmter, find zwar, als Organe der Lan⸗ 
despolizei⸗Verwaltung, mithin als Staatsbeamte, zu betrachten; wie aber bereits 
(H. 37.) in Anſehung der Stempelmeiſter verordnet iſt, daß ſie nur auf Kuͤn⸗ 
digung angeſtellt werden ſollen, ſo ſoll eben dieſes, aus denſelben Gruͤnden, 
auch bei den ſachverſtaͤndigen Mitgliedern der Schauaͤmter beobachtet werden. 


§. 51. Die Stempelmeiſter und die Schauaͤmter ſollen von Unſern 
Regierungen mit Inſtruktionen verſehen werden, worin zugleich beſtimmt werden 
muß: welches Verfahren die Beamten dieſer Klaſſen bei der Waaren-Be⸗ 
ſichtigung zu beobachten haben; wie und wo die Gewebe von den Stempelmei⸗ 
ſtern zu bezeichnen find, um eine gewiffe Laͤnge, Breite und innere Beſchaf⸗ 
fenheit derſelben anzudeuten; auch in welcher Art die Stempelmeiſter bei etwa⸗ 
nigen Hinderungen vertreten werden koͤnnen. = 

Ueber den fpeciellen Inhalt dieſer Inſtruktionen haben beide Regierungen 
ſich zu vereinigen, oder noͤthigenfalls die Entſcheidung Unſers Miniſters des 
Innern einzuholen. a 

§. 52. Die ftädtifchen und laͤndlichen Ortspolizeibehoͤrden find zunaͤchſt 
verpflichtet, uͤber die Befolgung dieſes Geſetzes zu wachen. 

Den Kreis-Landraͤthen liegt ob, fie dabei unausgeſetzt in Aufſicht 
zu halten. —— 

$. 53. Bei denjenigen Perſonen, welche nach H. 5. in ihren Behau⸗ 
ſungen keine andere Weifen, als geeichte, dulden ſollen, muͤſſen die Weifen all⸗ 
jaͤhrlich, wenigſtens einmal, revidirt werden. : 


§. 54. Eben ſo oft iſt bei den Webern die Beſichtigung der Blaͤtter 
vorzunehmen, ob ſie verbotwidrig (§§. 17, 18.) unbezeichnete, oder unvoll⸗ 
ſtaͤndig bezeichnete Blätter führen. a 
§. 55. Die Marktpolizei-Behoͤrden ſollen an jedem Markttage auf den 
Flachs⸗Maͤrkten einige feilgeſtellte Flachskloben willkuͤrlich auswaͤhlen, und nach⸗ 
ſehen, ob fie (F. 2.) fo gebunden find, daß den Käufern die innere Beſchaffen⸗ 
heit des Flachſes nicht betrügerifch verſteckt iſt. 

Desgleichen ſollen ſie auf den Garnmaͤrkten einige ausgebotene Buͤndel 
Handgarns an ſich nehmen, und ſich überzeugen, ob ſie in Weiflaͤnge, Gebind⸗ 
und Faͤdenzahl (H. 3.) richtig find, 3 

: S 2 $. 56 
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$. 56. Werden den Ortspolizei⸗Behoͤrden, und namentlich den Aufſe⸗ 
hern der Flachs-, Garn- und Leinwand⸗Maͤrkte, Uebertretungen dieſes Geſetzes, 
durch wen es immer ſey, angezeigt; ſo muͤſſen ſie ungeſaͤumt zur Aufnahme 


des Thatbeſtandes ſchreiten, und die Gegenſtaͤnde, welche zum Beweiſe der 


Kontravention dienen koͤnnen, ſofort unter Beſchlag legen. 


$. 97. Alle durch einzelne Beamte ermittelte Uebertretungen muͤſſen dem 
naͤchſtvorgeſetzten Polizei = Dirigenten ohne Aufſchub gemeldet werden, damit 
derſelbe die naͤhere Unterſuchung durch Vernehmung des Denunzianten, der 
etwanigen Zeugen und des Angeſchuldigten, dienſtgemaͤß entweder ſelbſt veran⸗ 
laſſe, und darauf entſcheide, oder die Sache zur Kenntniß des Landraths bringe. 


§. 58. Ueberſteigen die Geldſtrafen und der Werth des zu konfisziren⸗ 
den Gegenſtandes, zuſammengenommen, nicht die Summe von Zehn Thalern; 
ſo hat der Landrath, den es angeht, das Strafreſolut abzufaſſen, es zu publi⸗ 
ziren, und wenn der Verurtheilte den Rekurs nicht binnen 10 8 anmeldet, 
zu vollziehen. 


Der Rekurs gehet lediglich an die vorgeſetzte Regierung. 


$. 59. Wenn dagegen die Geldſtrafe und der Werth des zu konfiszi⸗ 
renden Gegenſtandes, zuſammengenommen, mehr als Zehn Thaler betragen; 
ſo wird das Reſolut von der Regierung abgefaßt, an welche der Landrath die 
Akten einzuſenden hat. 

Will der Denunziat ſich bei dieſem nicht beruhigen; ſo kann er binnen 
Zehn Tagen auf richterliches Erkenntniß antragen, oder, unter Verzichtleiſtung 
auf dieſes, ſich an Unſern Miniſter des Innern wu bei deſſen Entſchei⸗ 
dung es ſein Bewenden behaͤlt. 


$. 60. Saͤmmtliche Geldſtrafen (SS. 5. 9. 11. 12. 14. 16. 28. 36. 
38. 40.) ſollen zur Armenkaſſe desjenigen Orts fließen, wo das Vergehen ent⸗ 
deckt worden iſt, nach Abzug des dritten Theils, welcher dem Denunzianten 


zufallen ſoll, ſelbſt dann, wenn derſelbe von Amtswegen zur e und 


Anzeige verpflichtet war. 


$. 61. Iſt der Verurtheilte zur Erlegung der Geldſtrafe unvermoͤgend, 
ſo ſoll dieſelbe in Arreſt oder Strafarbeit in der Gemeinde verwandelt, und 
dabei die Strafe von Fünf Thalern einer achttaͤgigen Gefangnißſtrafe gleich 
geachtet werden. 


Die 
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Die Verwandlung der Geld- in Sefängnißfirafe foll durch dieſelbe 
Behoͤrde erfolgen, welche das Strafreſolut abgefaßt hat. 


F. 62. Mit der Einnahme aus dem Verkaufe der Konfiskate (H. 5. 
6. 17. 18.) ſoll es, wie mit den Geldſtrafen (H. 60.) gehalten werden. 


F. 63. Konfiszirte Gegenſtaͤnde duͤrfen nicht eher verkauft werden, 
als bis fie in denjenigen Zuſtand geſetzt worden, welchen die gegenwartige 
Verordnung fuͤr den Verkehr mit denſelben vorſchreibt. 


$. 64. Sollte ſich ein Blattbinder weigern, die von dem Landrathe 
verfügte Umarbeitung eines Blattes (H. 12. 14.) vorzunehmen, ſo iſt der 
Landrath berechtigt, ihn dazu durch die bereiteſten Zwangsmittel anzuhalten. 


§. 65. Daß eine unrichtige Kette (§. 19.) durchgeſchnitten, oder falſche 
Weifen und Weberblaͤtter ($$. 5. 17. 18.) vernichtet werden; dieſes anzuordnen 
ſtehet auf dem Lande dem Landrathe, in den Städten den Polizei⸗Obrigkeiten 
zu, und es ſoll dagegen kein Rekurs ſtatt finden. 


$. 66. Suspenſion der Gewerbe-Befugniß (F. 41.) wird gleich- 
falls durch die Landraͤthe, und wenn die Betroffenen ſich bei deren Beſtim⸗ 
mung nicht beruhigen wollen, durch die Regierung feſtgeſetzt, wobei es ſein 
Bewenden behaͤlt. e 


Aufhebung der Gewerbe-Befugniß aber (H. 7. und 15.) wird durch 
die Regierung, und wenn die Betroffenen bei deren Beſtimmung ſich nicht be⸗ 
ruhigen wollen, durch das Miniſterium des Innern feftgefegt, wobei es ebenfalls 
ſein Bewenden behaͤlt. 


§. 67. Eben fo verfügen die Landraͤthe die $. 34. angedrohete Ge⸗ 
faͤngniß⸗ Strafe. Im Fall der Beſchwerde entſcheidet die Regierung ohne 
weitern Rekurs. 5 : ; 


$. 68. Wird Jemand beſchuldigt, gegen die Beſtimmungen ber $$. 16. 
und 36. ſich vergangen zu haben, und tritt der Verdacht abſichtlicher Ueber⸗ 
tretung dieſer Verbote hervor, ſo muͤſſen die Ortspolizei-Behoͤrden davon in 
allen Faͤllen dem vorgeſetzten Kreis⸗Landrathe Kenntniß geben, welcher die 
Anzeige weiter zu verfolgen und die inſtruirten Akten bei der Regierung einzu⸗ 
reichen hat, damit der Fall, nach Befinden, zur weitern Unterſuchung durch den 


Kriminalrichter an die kompetente Juſtizſtelle gebracht werden koͤnne. 
ö 8 Die 
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Die Regierungen haben zweckdienliche Anordnungen zu treffen, daß die 
Landraͤthe und Ortspolizei- Behörden von den entſchiedenen Beſtrafungen gegen⸗ 


ſeitig in Kenntniß geſetzt werden, um beurtheilen zu konnen, ob dieſes oder jenes 
nach der gegenwärtigen Verordnung beſtrafte Individuum zum Aften, Iten oder 


gten Male über einer diesfaͤlligen Unrichtigkeit betroffen worden iſt. 


Dieſe Verordnung ſoll ſpaͤteſtens ſechs Monate nach ihrer Bekanntmachung 


uͤberall in Kraft treten. 
Wir beauftragen Unſern Miniſter des Innern das Weitere zu verfuͤgen, 
und befehlen Allen, die es angeht, ſich hiernach zu achten. 


Gegeben Berlin, den ten Juni 1827. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


— 


(No., 1084.) 


